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NEUE S S ÄCH S I S CHE S



D i e Z e i t u n g d e r F D P - F r a k t i o n i m S ä c h s i s c h e n L a n d ta g



Interview | Seite 3



„Wir sind anders“



Am 31. August wählt Sachsen einen neuen Landtag. Im Interview mit dem Neuen

Sächsischen Tageblatt zieht FDP-Fraktionschef Holger Zastrow ein Fazit der zu

Ende gehenden Legislatur und erklärt, warum es in Sachsen für Schwarz-Gelb besser läuft als im Bund.



Top-Thema:



Fortschrittsgeist und

Technikbegeisterung

Fast 200.000 Menschen feiern die Waldschlößchenbrücke in Dresden. Auch in Leipzig

kommen tausende Bürger zu Einweihung des Citytunnels. Mehr dazu ab Seite 4.



Schulschließungen gestoppt!



Staatsmodernisierung | Seite 6



Die Schulen im ländlichen Raum bleiben erhalten.

Die FDP hatte zunächst einen vorläufigen Stopp

der Schulschließungen durchgesetzt. Jetzt wird der

Schutzschirm verlängert und gilt künftig auch für

Grundschulen.



Die Verwaltung schlanker, effizienter und

fit für 2020 zu machen, das ist das erklärte

Ziel der Staatsmodernisierung. Am Ende

spart das den Steuerzahler nicht nur hunderte Millionen Euro, sondern hat auch auf

den Alltag konkrete Auswirkungen.



Die Colditzer haben immer an die Zukunft

ihrer Schule geglaubt. „Die Stadt hat für

etwa eine Million Euro das Gebäude innen

komplett saniert: Klassenzimmer, Brandschutz, Toiletten“, berichtet der ehemalige

Colditzer Bürgermeister Manfred Heinz

(FDP). „Da gehörte schon verdammt

viel Vertrauen dazu, trotz der drohenden

Schließung allein als Gemeinde so viel

Geld zu investieren. Denn so schön die

Schule auch innen geworden ist, die Eltern



„Für uns erfüllt sich ein Herzenswunsch.

Und wir haben ein zentrales Wahlversprechen umgesetzt“, betont Zastrow. Schon

als Opposition im Landtag hatte sich die

FDP dafür eingesetzt: „Kurze Wege für

kurze Beine“ und „Lasst die Schule im

Dorf!“ prangte in großen Buchstaben auf

den Wahlplakaten. Und die Liberalen ha-



Oberschule

PausaMühltroff



Mehr als

Behördenumbau



Energiepolitik | Seite 7



„Das Maß ist voll!“



Auch Grundschulen unter

dem Schutzschirm



Wahlversprechen „Kurze Wege

für kurze Beine“ erfüllt



Neun Schulen im ländlichen Raum fielen in

diesem Schuljahr unter das seit 2011 geltende Moratorium für Schulschließungen.

Ihr Erhalt ist damit auch künftig gesichert:



Oberschule

Neukirch



hatten natürlich immer Bedenken, ob ihr

Kind auch dauerhaft hier zur Schule gehen

kann“, erinnert sich Heinz.



Nach Jahren der Unsicherheit ist der

Schulstandort in Colditz jetzt gesichert.

Wie viele Schulen im ländlichen Raum in

Sachsen profitiert auch die Sophienschule

davon, dass FDP und CDU im Landtag den

seit 2011 geltenden Stopp von Schulschließungen verlängert haben – bis ein neues

Schulgesetz verabschiedet wird. Auch

eine Schule, die in einem Jahr nur Anmeldungen für eine 5. Klasse hat, wird weiter

unterstützt. „Damit ist das Schulsterben

praktisch endgültig gestoppt“, erklärt

Sachsens FDP-Fraktionschef Holger Zastrow. Künftig fallen auch die Grundschulen

auf dem Land unter diesen Schutzschirm.



Neun Schulen gerettet



Oberschule

Hartha



Oberschule

Kitzscher



ben als Regierungspartei ihr Wort gehalten. Im Jahr 2010 hatten die FDP-Abgeordneten ihre Zustimmung zum Haushalt

daran geknüpft, dass die Schließungen von

Oberschulen – damals Mittelschulen – im

ländlichen Raum mit einem Moratorium

ausgesetzt werden. Seitdem genügt es, dass

diese Oberschulen eine Eingangsklasse 5

mit mindestens 20 Schülern bilden – laut

Schulgesetz wären 40 Schüler notwendig.

„Die Wähler haben uns den Auftrag gegeben, die Schulschließungen zu stoppen,

die die SPD als Regierungspartner zuvor

immer mitgetragen hatte. Und wir haben

das gemacht“, sagt Zastrow. Schulen seien



Oberschule

Plauen



Oberschule

Plauen



Dittesschule



Friedrich Rückert



Oberschule

Stolpen



Oberschule

Wermsdorf



Während die Betreiber von Ökostromanlagen sich dank üppiger Subventionen über

satte Gewinne freuen, ächzen Verbraucher

und Wirtschaft unter ständig steigenden

Strompreisen. Was schiefläuft und was

Sachsen dagegen tut – Seite 7.



in den zumeist kleinen Städten besonders

wichtig, damit ländlich geprägten Gegenden für junge Familien attraktiv bleiben.

„Der Schulweg ist für viele Eltern eines der

wichtigsten Kriterien, wenn sich eine Familie hier für einen Wohnort entscheidet“,

betont der ehemalige Bürgermeister Heinz.

Und die Schule in seinem Ort hat eine gute

Perspektive: Sie bietet zahlreiche Ganztagsangebote und hat gerade erst erneut das

Qualitätssiegel für sehr gute Berufsorientierung erhalten. „Und jetzt, da der Erhalt

sicher ist, sollen nun auch endlich das Dach

und die Außenfassade saniert werden“,

freut sich Sonja Schilde vom Schulverein.



P O S TA N S C H R I F T:



W



ir alle sind wirklich unglaublich erleichtert, dass

unsere Sophienschule jetzt

dauerhaft gerettet ist“, sagt Sonja Schilde

vom Förderverein der Oberschule in Colditz. „Das spürt man bei Schülern und Eltern, und auch bei den Lehrern sorgt das

natürlich für frische Motivation“, erklärt

Schilde. Die 68-Jährige ist beinahe jeden

Tag in der Schule im Muldental vor Ort

und hat fast zehn Jahre für deren Erhalt gekämpft. Persönlich hatte sie in Gesprächen

mit Eltern in den verschiedenen Ortsteilen

für die Anmeldung an der Schule geworben. Denn um einen sogenannten Mitwirkungsentzug des Freistaats zu verhindern,

mussten immer mindestens zwei Klassen

in einem Jahrgang gebildet werden. Das

aber gelang wegen sinkender Schülerzahlen in vielen ländlichen Regionen Sachsens

manchmal trotz aller Bemühungen nicht.

Deshalb drohten vielerorts Schließungen.



Oberschule

Colditz



Bildung
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Mehr Geld für freie Schulen

Neben den staatlichen Schulen gibt es in Sachsen knapp 400 freie Schulen. Ihre Finanzierung muss neu

geregelt werden. Die FDP will die Schulen stärken und beispielsweise die Sachkostenzuschüsse erhöhen.



W



ir haben noch nie eine Firma für das Fensterputzen

in unserem Haus beauftragt“, sagt Dorothee Finzel von der Freien

Werkschule Meißen. Und dass, obwohl die

Schule schon seit fast 13 Jahren existiert.

„Das Geld wollen wir für so etwas nicht

ausgeben. Solche Arbeiten erledigen wir

möglichst immer mit Hilfe der Eltern und

Schüler“, sagt Finzel. Sie ist Geschäftsführerin der freien Schule und muss gerade in

den letzten Jahren genau überlegen, wofür

die Einrichtung ihre knappen Finanzmittel ausgibt. Für ein staatliches Gymnasium

stehen pro Schüler beispielsweise etwa



8.200 Euro pro Jahr zur Verfügung. Eine

vergleichbare freie Schule erhält dafür

jährlich rund 4.670 Euro pro Schüler aus

dem Steuertopf, hinzu kommen hier die

Elternbeiträge.



Sachkostenzuschüsse sollen

erhöht werden

In Sachsen gibt es derzeit knapp 400 freie

Schulen, dazu zählen beispielsweise auch

„Jenaplan“-, „Waldorf“- und „Montessori“Schulen sowie Internationale Schulen. Das

sächsische Verfassungsgericht hat jetzt entschieden, dass die Ausstattung der freien



Schulen im Freistaat neu geregelt werden

muss. Und auch FDP-Bildungspolitiker

Norbert Bläsner sieht Handlungsbedarf:

„Wir wollen eine Erhöhung der Sachkostenzuschüsse und eine Anpassung des Berechnungsmodells, nach dem sich die Aufwendungen für die Kosten freier Schulen

richten“, sagt er. Die staatlichen Zuschüsse

entsprächen derzeit nicht den Kosten.



Freie Schulen ergänzen

das sächsische Schulsystem

Bläsner räumt ein, dass der im Jahr 2010

geschlossene Kompromiss bei der Finan-



zierung kein guter war. Damals sei es vor

allem darum gegangen, einen kompletten

Kahlschlag bei freien Schulen zu verhindern. Der damalige Kultusminister Roland

Wöller (CDU) wollte hier im Regierungsentwurf des Doppelhaushalts 2011/2012

insgesamt 14,9 Millionen Euro streichen.

Das haben die Abgeordneten von Union

und FDP schließlich gestoppt. „Trotzdem

war die gefundene Lösung nicht optimal,

geschweige denn verfassungsgemäß, wie

wir nun wissen“, sagt Bläsner offen. Die

FDP-Fraktion spricht sich für eine faire und auskömmliche Finanzierung aus.

„Freie Schulen sind ein unverzichtbarer



Bestandteil unseres guten Bildungssystems“, sagt Bläsner. Das neue Finanzierungssystem müsse deshalb in enger Zusammenarbeit mit den Trägern entwickelt

werden.



Gleichberechtigung zwischen

staatlichen und freien Schulen

Dorothee Finzel von der Werkschule in

Meißen fordert mehr Gleichberechtigung

zwischen freien und staatlichen Schulen

bei der Finanzierung. „Das heißt nicht,

dass am Ende alle exakt das gleiche Geld

bekommen. Aber wir brauchen eine nachvollziehbare und sachlich begründete Berechnung, damit die Schulen ihr Personal

und ihre Sachkosten bezahlen können“,

fordert Finzel. Auf einer solchen Grundlage sei dann auch verständlich, dass außergewöhnliche pädagogische Konzepte oder

teure Zusatzangebote der freien Schulen

nicht durch Steuergelder, sondern weiterhin über private Initiativen und Elternbeiträge finanziert werden.



Sachsens Oberschulen mit neuen

Angeboten gestartet

Seit diesem Schuljahr sind die bisherigen Mittelschulen als Herzstück des

sächsischen Schulsystems auf ein völlig neues Niveau gehoben.



..



E



twa 100.000 Schüler gehen in

Sachsen seit diesem Schuljahr

nicht mehr in die Mittelschule,

sondern auf die Oberschule. Das klingt

nicht nur schöner, auch die Angebote und

Chancen für die Schüler haben sich verbessert. Jeder Schüler erhält jetzt beispielsweise das Angebot, in Klasse 6 eine zweite

Fremdsprache zu lernen, neue Leistungsgruppen vor allem für Deutsch, Mathematik und Englisch, die die Schüler belegen

können, liegen praktisch auf Gymnasialniveau. Auch die Berufsorientierung wurde

weiter gestärkt: Denn die Oberschule ist

die wichtigste Quelle von künftigen Lehr-



lingen für die mittelständisch geprägte

Wirtschaft in Sachsen, die bereits jetzt den

Fachkräftemangel spürt.



Oberschule sorgt für

bessere Berufsorientierung

Und die neu eingeführte zweite Bildungsempfehlung nach der 6. Klasse schafft eine

zusätzliche Chance für den Sprung auf das

Gymnasium. „Manchmal ist man wirklich

erstaunt, welchen Sprung einige Schüler

in ihrer Entwicklung in nur wenigen Jahren machen. Deshalb ist es gut, dass jetzt

auch nach der 6. Klasse regulär von der



Oberschule
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Mittelschule aufs Gymnasium gewechselt

werden kann“, sagt beispielsweise Beate

Liphardt, Mathematik- und Physiklehrerin

aus Brandis. Das neue Konzept der Oberschule, das CDU und FDP bei den Koalitionsverhandlungen 2009 gemeinsam entwickelt haben, ist die größte Reform des

sächsischen Schulsystems seit der Wende.

Aber die zusätzlichen

Angebote kosten allein

schon wegen des gestiegenen Bedarfs an Lehrern

Geld. Knapp sieben Millionen Euro haben die Koalitionsfraktionen daher

für die Weiterentwicklung

der Mittel- zur Oberschule

zusätzlich im Doppelhaushalt 2013/2014 eingestellt.

Trotz eines schuldenfreien

Haushalts: Investitionen in

Bildung haben oberste Priorität für Union und FDP

im Freistaat.



Mittelschule
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Interview



Herr Zastrow, Sie führen die letzte

FDP-Landtagsfraktion, die in

Deutschland noch mitregiert. Auf

Bundesebene ist die Partei sogar

aus dem Parlament geflogen.

Haben Sie Angst, dass Ihnen das bei

der Landtagswahl im nächsten Jahr

auch passiert?
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„Wir sind anders“

FDP-Fraktionschef Holger Zastrow (44) fährt einen eigenen Kurs in Sachsen:

Er steht konsequent zu Werten wie Marktwirtschaft, Leistung und Heimat.



Das war schon ein richtig schlimmes Ergebnis bei der Bundestagswahl, das ist

ganz klar. Und natürlich macht das die

Situation für uns in Sachsen nicht gerade

leicht, aber Angst habe ich nicht. Wir hier

kennen schwierige Zeiten schon. Als ich

1999 als Vorsitzender angefangen habe,

hatte die Partei gerade eine Landtagswahl

mit 1,1 Prozent hinter sich. Dann haben wir

uns hochgearbeitet, zurück in den Landtag

und sind jetzt in der Regierung. Wir sind

kampferprobt, wir schaffen bei der Landtagswahl die Trendwende für die FDP.



Holger Zastrow:

Holger Zastrow ist Vorsitzender der FDP-Fraktion im Sächsischen Landtag. Seit 1999

führt er zudem den sächsischen FDP-Landesverband. Der gelernte Industriekaufmann wurde 1969 in Dresden geboren und wohnt mit seiner Frau in der sächsischen

Landeshauptstadt. Auch mit der Regierungsbeteiligung der FDP seit 2009 in Sachsen

ist Zastrow seinem eher unkonventionellen Politikstil treu geblieben. Er wechselte

nicht als Minister ins Kabinett, sondern blieb Landes- und Fraktionschef. Neben seiner Tätigkeit im Landtag geht der 44-Jährige wie die meisten seiner FDP-Abgeordnetenkollegen einem Beruf nach. Er führt eine Werbe-, PR- und Eventagentur mit 15

Mitarbeitern in Dresden. Neue Wege beschreitet das Team um Zastrow aber auch an

anderer Stelle. Alle 14 Abgeordneten spenden freiwillig jeden Monat einen festen

Betrag aus ihren Diäten. Eingesetzt wird das Geld für soziale, kulturelle und karitative

Zwecke in ganz Sachsen. Das deutschlandweit einmalige Projekt realisiert der FDP

hilft e.V., dessen Vorsitzender Zastrow ist. (Mehr zu FDP hilft e.V. auf Seite 8)



Was macht Sie da so sicher?

Die sächsische FDP ist anders. Wir fahren

als Landtagsfraktion einen eigenen, unabhängigen Kurs. Wir sind das Gegenmodell

zu der FDP, die die letzten vier Jahre in

Berlin regiert hat.



Die lokale Verankerung in seiner sächsischen Heimat ist Zastrow wichtig. Er engagiert

sich in der Dresdner Kommunalpolitik. Im Jahr 2004 war er erstmals für die FDP in

den Stadtrat eingezogen. Seit November 2009 ist er Vorsitzender der FDP-Stadtratsfraktion in der Landeshauptstadt.



Sie sind anders? – was heißt das?

Wir gehen unseren eigenen sächsischen

Weg. Wir sind hier andere Typen und

haben auch bei vielen Themen unseren

eigenen Kopf. Unsere Abgeordneten im

Landtag sind keine Berufspolitiker. Wir

haben fast alle noch einen Job im „richtigen Leben“. Ich selbst führe eine Firma

mit 15 Mitarbeitern in Dresden. Das macht

nicht nur unabhängiger von der Politik, jeder Abgeordnete bringt so auch aus seinem

Beruf immer wieder den Blick aus dem

Alltag mit ein. Und wir haben eben bis zuletzt auch bei vielen Themen andere Positionen vertreten, als die FDP im Bundestag,

beispielsweise mit unserer Kritik an der

Energiewende, unserer konsequenten Ablehnung eines Mindestlohns oder bei der

Abschaffung des Solidaritätszuschlages.

Bleiben wir beim Thema Energiewende. Sie sagen, die FDP darf so

etwas nicht mitmachen. Warum?

Als sächsische Abgeordnete haben wir

die überhastete Energiewende von Anfang

an kritisiert. Denn von der FDP erwarten

die Menschen zu Recht, dass wir mal eine

Minute länger nachdenken, dass wir auch

ökonomischen Sachverstand einbringen,

und dass wir uns eben nicht von einer Fukushima-Hysterie anstecken lassen. Selbst

wenn man vielleicht langfristig aus der

Atomkraft aussteigen will – was übrigens

unsere europäischen Nachbarn aus gutem

Grund nicht tun –, selbst dann darf man es

aber niemals so überstürzt, so ohne jedes

Konzept und nicht mal eben aufgrund einer Tsunamikatastrophe in Japan machen.

Wir brauchen wieder mehr Vernunft statt

Ideologie in unserer Energiepolitik. Denn

die Folgen dieser sogenannten Energiewende werden ja jetzt für alle spürbar.



Sie meinen den

steigenden Strompreis?

Ja, der Strompreis ist zu einer echten Belastung für die Familien und auch für

unsere Betriebe geworden. Aber ich meine auch die zunehmende Verspargelung

unserer schönen Landschaft mit Windrädern. Dagegen kämpfen wir erfolgreich in

der Staatsregierung mit Mindestabständen

und anderen Vorgaben, um unsere Heimat

zu schützen. Denn zuletzt sind die Dinger

ja wie Pilze aus dem Boden geschossen,

weil es üppige Subventionen gibt. Da werden mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz jahrzehntelang vom Staat für die Betreiber Gewinne garantiert. Ehrlich gesagt,

mich erinnert das ziemlich an die Planwirtschaft in der DDR. Und ich bin 1989

eigentlich für Freiheit, Demokratie und

Marktwirtschaft auf die Straße gegangen.

Aber Prinzipien wie Marktwirtschaft

oder auch der Leistungsgedanke

sind momentan in Deutschland

nicht besonders populär. Jubelstürme werden Sie dafür nicht ernten.

Uns geht es nicht darum, von allen geliebt

zu werden, sondern darum, das Richtige

zu tun. Das ist für mich eine Frage der

Haltung. Wir sind als FDP Überzeugungstäter: Wir kämpfen für unsere Werte auch

dann, wenn es Widerstand gibt oder es

gerade nicht dem Zeitgeist entspricht. Und

das galt für uns in Sachsen schon immer,

wie bei der Bundespräsidentenwahl 2010.

Schon beim ersten Mal haben wir als

sächsische FDP-Landtagsabgeordnete in

der Bundesversammlung Joachim Gauck

gewählt – und nicht den damals auf Bundesebene von Schwarz-Gelb nominierten

Christian Wulff. Wir haben da einfach auf



Zastrow führt die FDP vom Tiefpunkt 1999 zur Regierungsbeteiligung 2009: Sein politisches Engagement begann Zastrow bei den Montagsdemonstrationen im Wendeherbst 1989. Der heutige FDP-Landeschef gehörte zu den Mitbegründern der Jungliberalen Aktion (JuliA) in Dresden, deren erster Kreisvorsitzender er 1990 wurde. Im

Jahr 1993 wurde er zum JuliA-Landesvorsitzenden gewählt. Im gleichen Jahr trat

Zastrow in die FDP ein.

Nach der gescheiterten Landtagswahl 1999 übernahm Zastrow gemeinsam mit einem Team die Führung des FDP-Landesverbandes. Er setzte dabei auf ein typisch

sächsisches Profil der Freien Demokraten – eine Partei müsse fest im Land verwurzelt

sein und mit ihrer Politik zu Land und Leuten passen.

Der eigenständige Kurs zahlte sich schließlich aus: Nach zehnjähriger außerparlamentarischer Opposition schaffte die FDP im September 2004 mit 5,9 Prozent den

Einzug in das Landesparlament. Fünf Jahre später führte Zastrow die FDP mit zehn

Prozent in die Regierungsbeteiligung.



unser Herz gehört. Und ich glaube, inzwischen sind die meisten froh, dass Gauck es

dann zwei Jahre später doch geschafft hat

und jetzt unser Land vertritt.

Kommen wir mal zurück nach

Sachsen. CDU und FDP regieren im

Freistaat bislang ohne großen Streit.

Beim Thema Mindestlohn wurde

der FDP-Wirtschaftsminister Sven

Morlok kürzlich aber wegen seiner

harten Haltung auch von einem

CDU-Abgeordneten kritisiert.

Wir arbeiten mit der Union hierzulande

sehr vertrauensvoll zusammen. In den

großen Fragen, wohin sich dieses Land

entwickeln soll, sind wir uns einig. Bei

Projekten wie der Staatsmodernisierung

planen wir sogar gemeinsam über die aktuelle Wahlperiode hinaus. Aber natürlich

sind wir zwei unterschiedliche Parteien,

und das ist auch gut so. Ohne die FDP

als marktwirtschaftliche Gedankenstütze

würde die CDU öfter mal nach links ab-



rutschen. Das sehen wir ja gerade in Berlin. Deshalb bin ich froh, dass wir mit Sven

Morlok, als Wirtschaftsminister jemanden

in unserer Regierung haben, der einen klaren ordnungspolitischen Kompass hat.

Aber „gleicher Mindestlohn für alle“

klingt doch irgendwie gut …

Natürlich klingt der Mindestlohn auf den

ersten Blick gut, aber er bedeutet gerade hier im Osten, dass wir Arbeitsplätze besonders bei geringer Qualifizierten

vernichten. Das mag bei den Löhnen in

Baden-Württemberg keine Rolle spielen,

aber gerade kleinere Betriebe in den sächsischen Grenzregionen werden das spüren.

Wir sind als FDP gegen staatlich festgelegte Löhne, denn schließlich garantiert

dem Unternehmer auch niemand einen

Mindestpreis für sein Produkt oder seine

Dienstleistung. Der Erhalt von Arbeitsplätzen muss Priorität haben. Und solange wir

hier mitregieren, halten wir Sachsen auf

marktwirtschaftlichem Kurs.



Aber nicht nur in der Wirtschaftspolitik gibt es diese Unterschiede.

Auch Ihr modernes Familienbild

passt nicht immer ganz zu Ihrem

Koalitionspartner.

Das ist so, aber dafür gibt’s uns ja in der

Regierung. Wir gehen da als Liberale etwas unverkrampfter ran als manch Erzkonservativer. Wir wollen niemandem ein

bestimmtes Lebensmodell vorschreiben.

Wenn beide Eltern trotz Kindern arbeiten

gehen wollen, dann sollten wir ihnen die

Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen. Denn das ist die Lebenswirklichkeit gerade hier im Osten. Deshalb

treiben wir Modellprojekte für flexible

Kita-Öffnungszeiten und den Ausbau der

Kinderbetreuungsangebote in Sachsen

voran. Wichtig ist aber eben, dass wir in

der sächsischen Koalition solche Erfolge

gegenseitig zulassen.

Was war denn

Ihr wichtigster Erfolg?

Ganz klar: der Stopp der Schulschließungen im ländlichen Raum. Wir waren schon

bei den Landtagswahlen 2004 und dann

auch 2009 mit dem Ziel angetreten, die

Schulen auf dem Land zu erhalten. Und

nach einem Jahr in der Regierung haben

wir unsere Zustimmung zum Landeshaushalt an ein solches Schulschließungsmoratorium geknüpft. Damit haben wir unser

wichtigstes Wahlversprechen erfüllt. Übrigens anders als die SPD, die in fünf Jahren

Regierungszeit zugeguckt hat, wie eine

Schule nach der anderen dicht gemacht

wurde.

Als liberale Erfolge werden aber

auch häufig die Sonntagsöffnung

von Autowaschanlagen oder auch

die Heimatkennzeichen genannt

– oftmals mit Spott im Unterton.

Ärgert Sie das?

Ach was, wir machen ja beides: Wir kümmern uns um die ganz großen gesellschaftlichen Themen. Wir haben in der Finanzund Wirtschaftskrise einen schuldenfreien

Haushalt gestemmt, jetzt sogar die Idee für

ein Neuverschuldungsverbot in der Verfassung umgesetzt, und wir modernisieren bis

2020 unsere Landesverwaltung. Aber natürlich kämpfen wir auch für die kleinen

Dinge. Denn oft sind es diese konkreten

Punkte, die die Leute vor Ort ärgern oder

begeistern. Dass ein Grundstücksbesitzer

dank FDP jetzt den störenden Baum auf

seinem eigenen Grund und Boden ohne

bürokratische Genehmigung fällen darf,

das ist ein Stückchen mehr Freiheit. Wenn

eine Autowaschanlage nun sonntags öffnen und die Kunden das Angebot annehmen, dann ist das doch okay. Und bei den

Heimatkennzeichen haben wir ja einen

regelrechten Ansturm bei den Anmeldungen in diesem Jahr erlebt. Daran sieht man,

dass diese oft belächelten Themen den

Sachsen wichtig sind. Und als sächsische

Heimatpartei setzen wir uns dafür ebenso

ein wie für die ganz großen Projekte. Und

das werden wir auch weiterhin tun.
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City-Tunnel Leipzig:



Vom „heißen Eisen“

zum Erfolgsprojekt



Technische Daten

zum City-Tunnel

Länge insgesamt:

5,3 Kilometer



Länge der Tunnelröhren:

je 1,4 Kilometer



Sechs Stationen

(zwei oberirdisch,

vier unterirdisch)



Breite der Stationen:

20 Meter



Bahnsteiglänge:

jeweils 140 Meter



Bahnsteige zwischen

17 und 22 Meter tief



Mit seinem Amtsantritt

als Staatsminister für

Wirtschaft, Arbeit und

Verkehr im Jahr 2009

übernahm Sven Morlok

(FDP) auch die Verantwortung für eines der

heikelsten Infrastrukturprojekte Sachsens.

Inzwischen ist das Bauwerk fertig; auch ein

Verdienst des liberalen

Wirtschaftsministers.



D



ie Pläne für eine unterirdische

Schienenverbindung zwischen

dem Leipziger Hauptbahnhof

und dem Bayerischen Bahnhof reichen bis

1892 zurück. Damals entwickelten mutige

sächsische Ingenieure den Plan, den rasant

wachsenden Schienenverkehr durch einen

Tunnel zwischen den beiden Bahnhöfen

zu entlasten. Bis 1914 war das Projekt sogar bereits bis kurz vor den Hauptbahnhof

vorangeschritten. Der 1. Weltkrieg stoppte

den Bau und auch später, bis in die 1960er

Jahre, fehlten die Mittel und der politische

Wille für die Vollendung des Projekts. Mit

dem politischen Umbruch in Sachsen er-



Projekt erfolgreich zu Ende

gebracht: Sven Morlok (Mitte)

bei der Freigabe der ersten

Probefahrt im City-Tunnel im

Oktober 2013.



fuhr das Projekt seine Renaissance. Mitte

der 90er Jahre kam eine Studie zu dem

Schluss: sinnvoll und technisch machbar.

Kostenplan seinerzeit: rund eine Milliarde

D-Mark. Schon damals gab es allerdings

ernstzunehmende Zweifel an den veranschlagten Kosten.



Zweifel an den Kosten

von Beginn an

Trotzdem, am 9. Juli 2003 war es so weit.

Der Bau des Tunnels begann mit dem ersten Rammschlag am neuen Museum der

Bildenden Künste in Leipzig. Der damalige Bundesverkehrsminister Manfred

Stolpe (SPD), Sachsens Ministerpräsident Georg Milbradt (CDU) und Leipzigs

Oberbürgermeister Wolfgang Tiefensee

(SPD) waren guter Dinge, die Inbetriebnahme war für Ende 2009 vorgesehen.



Rollende Kostenlawine

stoppen

Schon bald aber zeigte sich, dass die

Planungen für das Vorhaben sprichwörtlich auf wackeligem Fundament standen.

Technische Schwierigkeiten mit dem Baugrund, Gebäudeschäden und mehrfache

Umplanungen warfen den Terminplan für

das Projekt zurück und trieben die Kosten



in die Höhe. Bereits 2006 war von Gesamtkosten bis 585 Millionen Euro, ein Jahr

später von 705 Millionen Euro die Rede,

und Anfang 2010 lagen die geschätzten

Kosten dann bei schließlich 960 Millionen

Euro. Eine Lawine war ins Rollen gekommen, die der kurz vorher ins Amt gekommene neue sächsische Wirtschaftsminister

Sven Morlok (FDP) geerbt hatte, und die er

unbedingt stoppen wollte.



Morlok sorgt für Transparenz

und deckelt Kosten

Morloks erste Amtshandlung war deshalb

zunächst, für Klarheit und Transparenz zu

sorgen. Auf sein Ersuchen hin beauftragte

der Haushalts- und Finanzausschuss des

Landtages den Sächsischen Rechnungshof

mit der Tiefenprüfung des Projektes CityTunnel. „Ich will den Bürgern erklären

können, woran es liegt, dass die Kosten bei

dem Projekt immer wieder gestiegen sind

und Bauzeiten sich verzögern. Das sind

wir dem Steuerzahler schuldig“, so Morlok

damals. Laut Rechnungshofbericht waren

demnach die übliche Sicherheitsmargen

und die für ein solches Großprojekt nötigen Planungsleistungen zu knapp bemessen worden. Ein Großteil der Mehrkosten

kam durch Bauverzögerung und in dieser

Zeit gestiegene Material- und Baupreise



sowie zusätzliche Sicherheitsanforderungen zustande. Und noch etwas wurde offenbar: Das größte Kostenrisiko bestand

weiter. Für die sogenannten netzergänzenden Maßnahmen der Bahn, den Neubau

von Brücken, S-Bahn-Stationen und den

Aus- und Umbau der Gleise und Gleisanbindungen, gab es noch kein Baurecht und

damit nur schwer abzuschätzende Kosten.



Seit 2010 Projekt ohne

Kostensteigerung im Plan

Fazit: Um nicht noch mehr Steuergelder

zusätzlich zu versenken, mussten die Baukosten gedeckelt und strikt auf die Einhaltung eines realistischen Zeitplanes geachtet werden. Waren bis dato immer nur

neue Eröffnungstermine genannt worden,

die schon bei ihrer Bekanntgabe in Zweifel gezogen wurden, wurde im Februar

2010 die endgültige Inbetriebnahme auf

Dezember 2013 datiert. „Es wäre ein Himmelfahrtskommando geworden, nach den

eingetretenen Verzögerungen an der Fertigstellung Ende 2012 festzuhalten“, sagte

Sven Morlok damals. Der City-Tunnel war

jetzt Chefsache und Morloks Ehrgeiz geweckt, weitere Kostensteigerungen zu verhindern. Dazu gehörte schließlich auch,

dass das Projekt im ersten schwarz-gelben

Doppelhaushalt 2011/2012 auf Initiative



der FDP erstmals einen eigenen Titel, also

eine separate Kostenstelle bekam, was die

Kontrolle zusätzlich erleichterte.



Verkehrsprojekt City-Tunnel

seriös fertig gestellt

Inzwischen ist das das Projekt City-Tunnel

fertiggestellt, die Züge rollen. Und ähnlich

wie beim anderen großen sächsischen Infrastrukturprojekt des Jahres 2013, der

Waldschlößchenbrücke in Dresden, kamen

Zehntausende zur Einweihung. Mit der

pünktlichen Inbetriebnahme des City-Tunnels am 15. Dezember nahm zugleich der

neue S-Bahn-Verbund für Mitteldeutschland seinen Verkehr auf. Das hat Auswirkungen nicht nur auf Leipzig und Sachsen,

sondern bindet erstmals auch zahlreiche

Ober- und Mittelzentren bis hinein nach

Thüringen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg effektiv an das mitteldeutsche Schienennetz an. Und entgegen den ursprünglichen – und vielfach kritisierten – Plänen

der Bahn rollen auch Fernzüge durch den

Tunnel. So fährt unter anderem der ICE

Dresden-Düsseldorf durch die neue Röhre

unter der Messestadt hindurch. Laut Deutsche Bahn AG zunächst bis 2015. Wie es

danach weitergeht, sei noch unklar. Das

Projekt City-Tunnel wird also auch künftig

für Gesprächsstoff sorgen.



Mut zur Brücke – gut gemacht, Dresden!

Ein Vierteljahr nach ihrer offiziellen

Verkehrsfreigabe gehört die Dresdner

Waldschlößchenbrücke wie selbstverständlich zum Dresdner Stadtbild. Und

wie von den Befürwortern vorhergesagt, entlastet sie spürbar den innerstädtischen Verkehr und die Brücken

im Stadtzentrum. Dabei war es lange

Zeit unklar, ob dieser erste neue Brückenstandort in Dresden seit 100 Jahren

tatsächlich Realität würde. Jahrelang

hatten linksgrüne Politiker, deren Vorfeldorganisationen und Umweltverbände versucht, den Bau zu verhindern und

diskreditierten die Stadt Dresden wegen der geplanten Elbquerung bei der



UNESCO. Sie tragen damit die Verantwortung für den Verlust des Welterbe-Titels.

Auch im Sächsischen Landtag wurde die

Debatte mit Leidenschaft geführt. Allein

33 Mal stand die Waldschlößchenbrücke

in den zurückliegenden Jahren auf der Tagesordnung des Plenums. Immer wieder

versuchten hier die Grünen, aber auch SPD

und Linkspartei, das Projekt zu stoppen. Es

war die FDP-Fraktion, die am entschlossensten für den Bürgerwillen der Dresdner

und damit den Bau der Brücke kämpfte.

Denn die Einwohner der Landeshauptstadt

hatten sich im Jahr 2005 bei einem Bürgerentscheid mit Zweidrittelmehrheit für die



Waldschlößchenbrücke ausgesprochen;

ein eindrucksvoller Beweis für das Selbstbewusstsein der Dresdner Bürgerschaft

und zugleich Beleg für Fortschrittsgeist

und Technikfreundlichkeit der Sachsen. Darüber und über die zahlreichen Geschichten rund um den Brückenbau wird noch

Jahre später berichtet werden. Dazu zählen

tieffliegende Fledermäuse genauso wie

bizarre Gerichtsprozesse, mit deren Hilfe

die Gegner die schon im Bau befindliche

Brücke wieder abreißen lassen wollten.

Bis dahin haben die Dresdner die Brücke

tausendfach mit Freude genutzt, und die

Touristen auf ihren Stadtrundfahrten den

herrlichen neuen Ausblick genossen.



Freigabe der Waldschlößchenbrücke am 24. August 2013: Sven Morlok,

Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (FDP), Ministerpräsident

Stanislaw Tillich (CDU), Helma Orosz, Oberbürgermeisterin von Dresden

(CDU), Jan Mücke, Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium und Mitinitiator des Bürgerentscheides pro Waldschlösschenbrücke (FDP)
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Ein Stückchen Heimat



die Bürger ihre beliebten Kürzel behalten

dürfen, um so ihre Heimatverbundenheit

auf dem Nummernschild zum Ausdruck

zu bringen.



Zwei Kreisgebietsreformen hat Sachsen in den zurückliegenden Jahren erlebt – 1994 und 2008.

Neben zahlreichen Landkreisen verschwanden dabei auch dutzende Nummernschild-Kürzel der

ehemaligen Landkreise. Jetzt sind sie wieder da – dank der Liberalen.

dz SN 123



tdo SN 123



oz SN 123



MEI SN 123



BZ SN 123



HY SN 123



LÖB SN 123



eb SN 123



to SN 123



tg SN 123



GRH SN 123



Biw SN 123



KM SN 123



GR SN 123



Nordsachsen



L SN 123



RG SN 123



NOL SN 123



Rie SN 123



NY SN 123

WSW SN 123



MTL SN 123

GRM SN 123



L



GHA SN 123



Leipzig



ZI SN 123



SN 123



BNA SN 123



Görlitz



DD SN 123



HoT SN 123



Dresden



Z SN 123



Mittelsachsen



GC SN 123

WDA SN 123



V SN 123



Bautzen



Meißen



Leipzig



WUR SN 123



C



SN 123



Chemnitz



Zwickau



FTL SN 123



Sächsische Schweiz

Osterzgebirge



SEB SN 123



DW SN 123

PIR SN 123



OVL SN 123

AE SN 123



Erzgebirgskreis



PL SN 123



DL SN 123



RC SN 123



FLÖ SN 123



Vogtlandkreis



D



HC SN 123



AU SN 123



STL SN 123



SZB SN 123



MW SN 123



MEK SN 123



ERZ SN 123



MAB SN 123



RL SN 123



ASZ SN 123



ZP SN 123



Ana SN 123



FG SN 123



ie Liberalen im Sächsischen

Landtag – damals noch in

der Opposition – hatten die

oft willkürliche und fantasielose Zusammenlegung der neuen Landkreise immer

kritisiert. Denn damit ging für viele Sachsen gerade in den ländlichen Regionen

ein Stück regionaler Identität verloren.



BED SN 123



Und nicht nur das: Auch die regionalen

Kfz-Kennzeichen verschwanden. Dabei

war gerade dieses kleine Weißblech für

viele ein Stückchen Heimat; auch für die

Sachsen, die täglich oder wöchentlich ihre

Heimat verlassen mussten, weil sie zu den

tausenden Pendlern gehörten. Die FDPFraktion hat daher immer gefordert, dass



Der berühmte „Erste Spatenstich“ ist

häufig der erste und das symbolische

Durchschneiden eines Bandes zur

Einweihung der letzte Akt, der in der

Zeitung steht, wenn über Straßenbauprojekte berichtet wird. Gern wird dann

über Schaufeln oder Scheren schwingende Politiker die Nase gerümpft. Dabei liegt hinter den Verantwortlichen

bis zur Einweihung beispielsweise einer Autobahn oder einer Bundestraße

ein regelrechter Marathonlauf. Denn

der eigentliche Job der Verkehrspolitiker findet nicht in der Öffentlichkeit

statt und ist wenig glamourös.



„Entscheidend ist, dass alle

Räder ineinander greifen“

Start: 1. Spatenstich für den Ausbau der B6 bei Meißen

Der 43-jährige Liberale ist als Staatssekretär im Staatsministerium für Wirtschaft,

Arbeit und Verkehr im Prinzip für alles

zuständig, was in Sachsen mit Straßenbau

zu tun hat. Ob Radweg, Ortsverbindungsstraße oder Autobahn – er hat den sprichwörtlichen Hut, besser den Bauhelm, auf.

„Entscheidend ist immer, dass alle Räder

gut ineinandergreifen. Dabei kann ich

mich auf unsere Fachleute hier im Ministerium verlassen. Das ist echte Teamarbeit“,

bekräftigt Werner. Dass es zu Beginn auch

mal geknirscht hat zwischen ihm und der



Schon 150.000 Heimatkennzeichen

in Sachsen

Sachsen nutzte diese Möglichkeit als erstes Bundesland – bereits am 8. November

2012 konnten die Sachsen ihre lange vermissten Kennzeichen-Kürzel wieder bekommen. Ein Jahr nach Wiedereinführung

sind in Sachsen rund 150.000 Heimatkennzeichen – das sind rund 40 Prozent aller

Zulassungen – ausgegeben worden. Zum

einjährigen Jubiläum überreichten FDPFraktionschef Holger Zastrow und zahlreiche seiner Fraktionskollegen in ganz Sachsen überdimensionale Heimatkennzeichen

in den betroffenen Kommunen.



Holger Zastrow bei der symbolischen

Übergabe des Jubiläums-Heimatkennzeichens an den Löbauer Oberbürgermeister, Dietmar Buchholz (parteilos): „Ich

freue mich, dass unser Einsatz für die

Wiedereinführung der Heimatkennzeichen schließlich erfolgreich war. Denn

der Begriff Heimat ist für uns keine Floskel: Dazu gehören die großen Dinge wie

die Rettung ländlicher Schulstandorte

und auch die kleinen Dinge – wie eben

die Heimatkennzeichen.“



Straßenbau: Durchhaltevermögen und klare Prioritäten



Raumordnungsverfahren, Umweltverträglichkeitsstudien, Planfeststellung,

Finanzierungspakete, Interessen von

Anwohnern, Freistaat, Bund und EU,

Ausschreibungen, Bedenken und Klagen von Umweltverbänden, Auftragsvergabe, Kostenkontrolle – all das und

noch mehr muss koordiniert werden.

Ob ein Projekt beginnt und letztlich

planmäßig vollendet wird, hängt dabei

am Verhandlungsgeschick, an der Hartnäckigkeit und am Durchhaltevermögen der verantwortlichen „Straßenbauer“. Roland Werner ist einer von ihnen.



Nachdem die FDP nach der Landtagswahl

im Herbst 2009 an der Seite der CDU in

Sachsen in die Regierung eintrat, nahmen die Freidemokraten die Forderung

wieder auf. Gemeinsam mit Verkehrsrechtsexperten suchte und fand die FDPLandtagsfraktion einen Weg, die abgeschafften Kennzeichen wiederzubeleben.

Im Frühjahr 2011 brachte das sächsische

Verkehrsministerium unter FDP-Minister

Sven Morlok das Thema in die Verkehrsministerkonferenz ein. Diese sprach sich

schließlich dafür aus, auch die abgeschafften Kennzeichen wieder zu vergeben.

Ende 2011 brachte Sachsen schließlich

eine entsprechende Bundesratsinitiative

ein, die zum Erfolg führte. Am 1. November 2012 schließlich trat die neue KfzZulassungsverordnung in Kraft, die es den

Bundesländern erlaubte, die alten Heimatkennzeichen wieder einzuführen.



Ziel: Freigabe der A72 bis Borna – links Roland Werner



Verwaltung, findet er nicht schlimm. „Als

ich 2009 hier angefangen habe, war das

für beide Seiten ein Neustart. Das geht

eben nicht ohne Reibung ab. Das muss so

sein.“ Und der Erfolg gibt Werner Recht.

Inzwischen gilt der Bereich Verkehrsinfrastruktur innerhalb der gut funktionierenden schwarz-gelben Landesregierung als

Vorzeigeprojekt. Entscheidend dabei: Unter liberaler Führung wurden die sich ändernden Mobilitätsbedürfnisse der Bürger,

der demografische Wandel und die finanziellen Rahmenbedingungen in Sachsen



mit den Plänen zur Verkehrsinfrastruktur

verzahnt sowie Entscheidungsträger wie

Kreise, Städte, Gemeinden und Zweckverbände einbezogen. Ergebnis: ein klarer

Plan. Sanierung und Erhalt bestehender

Verkehrswege haben Vorrang, und es gibt

klare Prioritäten bei Neubauprojekten.



Ein Segen für viele Pendler

und Anliegergemeinden

Eines der wichtigsten ist dabei die A 72.

Lange stand das Kürzel eher für Pleiten,



Pech und Pannen. 2003 begonnen,

sollte die Verbindung bereits zur Fußball-WM 2006 fertig sein. Am Ende waren von den ursprünglichen 62 Kilometern gerade mal neun geschafft – ein

Fiasko. Das änderte sich auch in den

Folgejahren nicht. Das Vorhaben trat

auf der Stelle – bis 2009. „Wir haben die

A 72 zum übergeordneten Verkehrsvorhaben in Sachsen gemacht, sind rund

33 Kilometer vorangekommen und

wir haben es geschafft, dass die Strecke seit Juli 2013 bis Leipzig vierspurig

befahrbar ist“, erklärt Roland Werner,

und dabei ist ihm ein gewisser Stolz

anzumerken. Fakt ist, die Fahrzeit zwischen den beiden Großstädten hat sich

seither dramatisch verkürzt, ein Segen

für viele Pendler. Zahlreiche Dörfer und

Städte zwischen Chemnitz und Leipzig

wurden vom quälenden Durchgangsverkehr entlastet und atmen seither

sprichwörtlich auf.

Aufatmen können inzwischen auch die

Einwohner von Herrnhut. Grund: Die

Ortsumfahrung der B 178 – ein weiteres wichtiges Neubauprojekt – wurde

kurz vor Weihnachten freigegeben und

erlöst die Herrnhuter von der BrummiLawine, die sich seit fast 25 Jahren

durch das Städtchen im Oberland von

und nach Tschechien und Polen gewälzt hat. Und auch hier wurde ein

Band durchgeschnitten, und Roland

Werner war dabei.



Staatsmodernisierung
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Zwei Knöpfe drücken – und

schon im Landratsamt

Sachsens Verwaltung soll schlanker werden. Damit der Weg zur Behörde in ländlichen Regionen

trotzdem nicht länger wird, testet der Freistaat innovative Angebote mit moderner Technik – unter

anderem das Bürgerterminal.



D



langfristig ermöglicht, in der Fläche präsent und nah beim Bürger zu bleiben“, sagt

Justizminister Dr. Jürgen Martens (FDP).

In seinem Ministerium wird die Staatsmodernisierung, ein von der FDP in den Koalitionsvertrag eingebrachtes Anliegen, federführend vorangetrieben. „Das Terminal

ist gerade mit Blick auf ältere Menschen

so entwickelt, dass damit auch Bürger zurechtkommen, die beispielsweise mit dem

Internet nicht vertraut sind“, betont Martens. Zu den Angeboten für eine moderne Verwaltung gehören auch die mobilen

Bürgerkoffer, das Internetportal Amt24

und in den großen Städten die einheitliche

Behördentelefonnummer 115.



ie Wege auf dem Markt in

Neustadt sind kurz: vom Rathaus sind es etwa 30 Meter

rüber zur Sparkasse, nicht weiter ist es zur

nächsten Apotheke. Und seit kurzem ist

auch das Landratsamt in Pirna praktisch

nur noch ein paar Meter weit entfernt.

Denn in einem Eckhaus direkt am Markt

in Neustadt steht seit einigen Wochen das

erste sogenannte Bürgerterminal in Sachsen. „Damit können die Neustädter ihre

Behördenanliegen mit dem Landkreis von

hier aus erledigen, ohne den weiten Weg

nach Pirna ins Landratsamt oder bis nach

Sebnitz in die Außenstelle fahren zu müssen“, erklärt Neustadts Ordnungsamtsleiter Sascha Große.



„Ich möchte Dienstleister für

meine Bürger sein“



Bürgerterminal ermöglicht

persönlichen Kontakt

Das knapp zwei Meter große, weiß glänzende Terminal verfügt über ein Videotelefon mit angeschlossenem Drucker

und Scanner. Auch eine Funktion für

EC-Karten und ein Lesegerät für neue

Personalausweise sind vorgesehen. Große setzt sich auf den Stuhl vor dem Gerät

und demonstriert die einfache Bedienung:

Er drückt nacheinander zwei Knöpfe auf

dem Touchscreen, schon erscheint die Mitarbeiterin vom Landratsamt in Pirna vor

ihm auf dem Bildschirm. „Jetzt kann ich

mein Anliegen direkt besprechen, egal ob

es um einen Antrag auf Elterngeld oder die



Neustadts Ordnungsamtsleiter Sascha Große am Bürgerterminal



Befreiung von der Rundfunkgebühr geht“,

erklärt Große. Ein wesentlicher Vorteil

des Bürgerterminals sei der direkte Kontakt mit einer Person über den Monitor.

„Da haben Sie wirklich jemanden, den Sie

fragen können, mit dem Sie gemeinsam

ein Formular ausfüllen können und der

notfalls auch genau erklärt, wo am Gerät

ein Antrag hier zum Einscannen hingelegt



werden muss“, erläutert Große. Das kleine

Bürgerterminal ist Teil des großen Projektes „Staatsmodernisierung“ in Sachsen

(Bericht unten). Damit verfolgen Union

und FDP das Ziel, eine moderne, erreichbare Verwaltung zu gewährleisten – trotz

schlanker Strukturen, und weniger Behördenstandorten. „Das Bürgerterminal ist

eine technische Unterstützung, die es uns



„Weniger Steuergelder für

die Verwaltung ausgeben“

In Sachsen leben immer weniger Menschen, auch

die Einnahmen des Freistaats aus dem Solidarpakt

gehen zurück. Der Freistaat plant deshalb

langfristig die Verteilung seiner Behörden.



S



achsen baut seine Verwaltung

um: Die Verteilung der Ämter

und Behörden soll schlanker und

kostengünstiger werden, zugleich wird

verstärkt moderne Technik zum Einsatz

kommen, damit die Bürger ihre BehördenAnliegen weiterhin ortsnah erledigen können. Das Projekt „Staatsmodernisierung“

auf Initiative der FDP zahlt sich langfristig

aus. „Unter dem Strich muss der Freistaat

bis zum Jahr 2021 rund 841 Millionen

Euro weniger Steuergelder für die Verwaltung ausgeben“, sagt der zuständige

Staatsminister Dr. Jürgen Martens. Ab

2022 spare der Freistaat und letztlich der

Steuerzahler beispielsweise durch die neue

Standortkonzeption jährlich rund 285 Millionen Euro ein.



Behörden regional

fair verteilen

Nach der Zusammenlegung der drei Regierungspräsidien zur Landesdirektion

Sachsen hat diese ihren Sitz mit dem



Präsidenten in Chemnitz.

Kritik an den Mittelbehörden

hatte die FDP schon seit Jahren

geübt. Die Zusammenlegung war

der im Koalitionsvertrag erzielte Kom

promiss zwischen CDU und FDP. Statt

drei Präsidenten, drei Führungsstäbe und

drei Zentralabteilungen zu haben, gibt es

künftig nur einen Präsidenten und eine

Führungsstruktur. Bei der Verteilung der

Ämter wurde auf regionale Ausgewogenheit geachtet. „Die Behörden und Institutionen werden nicht nur in den Großstädten

konzentriert, auch regionale Zentren wie

Görlitz, Bautzen, Freiberg, Pirna, Zwickau

und Grimma werden berücksichtigt“, sagt

Sachsens FDP-Fraktionschef Holger Zastrow. Als Beispiel nennt er die Verlagerung

des Landesrech

nungshofes von Leipzig

nach Döbeln, den Umzug der sächsischen

Umweltstiftung von Dresden nach Grillenburg oder der Straßenbauverwaltung von

Chemnitz nach Zschopau. Der Sitz des

Landesamtes für Archä

ologie wechselt

von Dresden nach Chemnitz, um das neue



Neustadt ist nicht nur Vorreiter beim Terminal, auch der sogenannte Bürgerkoffer

kommt hier bereits in einem Pflegeheim

zum Einsatz. Bei diesem Service kommt

ein Verwaltungsmitarbeiter mit den nötigen Geräten direkt zu den Menschen, für

die ein Weg zur Behörde zu beschwerlich

wäre. Möglich sind beispielsweise die Beantragung von Ausweisdokumenten, Anund Ummeldungen des Wohnsitzes oder

das Beglaubigen von Dokumenten. Der

Bürgerkoffer ist ebenso wie das Terminal

noch in der Testphase. Ordnungsamtsleiter

Große musste sich deshalb anfangs auch

um das eine oder andere technische Pro-



841

Millionen Euro

bis 2021

gespart
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bleme mit dem Terminal kümmern. Inzwischen werde das Angebot jedenfalls schon

genutzt, sagt er. So acht bis zehn Leute

kämen donnerstags, wenn das Terminal

geöffnet sei.

Auch Neustadts Bürgermeister, Manfred

Elsner (FDP), steht dem Versuch offen

gegenüber: „Ich möchte Dienstleister für

meine Bürger sein. Sie sollen möglichst

keine großen Wege haben, nur um Verwaltungs-angelegenheiten zu erledigen.“ Die

Zahl der älteren Einwohner steigt kontinuierlich an, und nicht alle sind ohne weiteres

mobil, das weiß auch Elsner. „Da müssen

wir uns etwas einfallen lassen“, sagt der

60-Jährige. Deshalb beteilige er sich mit



Neustadts Bürgermeister, Manfred Elsner,

ist offen für neue Technik

seiner Stadt an dem Pilotprojekt. Der Freistaat plant bereits 13 weitere solcher Angebote, unter anderem im Landkreis Görlitz,

im Landkreis Leipzig und im Vogtland.

Unterdessen bekommt Bürgermeister Elsner in Neustadt schon erste Anfragen aus

Partnergemeinden in Bayern und BadenWürttemberg, welche Erfahrungen er mit

dem Projekt mache. „Wir testen das jetzt,

und dann werden wir sehen, ob’s funktioniert“, sagt Elsner. In Neustadt wird jedenfalls so einiges getan, um das Angebot

attraktiv zu machen. Weil manche Anträge noch mit persönlicher Unterschrift per

Post an den Landkreis nachgereicht werden

müssen, hängt neben dem Bürgerterminal

ein entsprechender Briefkasten, dazu liegen Briefumschläge bereit. Und diese Post

an das Landratsamt wird sogar kostenfrei

zugestellt. Getreu Elsners Motto: „Nicht

der Bürger ist für die Verwaltung da, sondern wir sind für den Bürger da.“



Projekte der

Staatsmodernisierung:

•	 einheitliche

	Behördenrufnummer 115

•	 Service-Portal Amt24

•	 Pilotprojekte zu den modernen

	Bürgerservices (Bürgerterminal,

	 mobile Bürgerbüros)

•	 Abbau von Bürokratie und

	 Vorschriften

•	 Optimierung interner

	 Verwaltungsprozesse

•	 Weiterentwicklung E-Government

•	 Kritische Überprüfung von

	 staatlichen Aufgaben



Impressum

neues SächsischeS Tageblatt



Haus der Ar

chäologie zu ergänzen und

den Ruf der Stadt als Archäologiestandort

weiter zu entwickeln. Mit der neuen Standortkonzeption reagiert die CDU/FDP-Koalition schon jetzt auf absehbar sinkende

Bevölkerungszahlen und zurückgehende

Einnahmen im Freistaat. „Wir wollen die



Zukunft Sachsens heute aktiv gestalten,

damit wir morgen nicht diesen Entwicklungen hinterherlaufen müssen“, betont

Martens. Das zentrale Regierungsprojekt

von Schwarz-Gelb in Sachsen ist über die

laufende Wahlperiode hinaus angelegt –

deutschlandweit einmalig.
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Strompreis:

Das Maß ist voll!

Die üppigen Subventionen für erneuerbare Energien

verteuern den Strom für Haushalte und Unternehmen.

Die FDP fordert eine Abschaffung der Stromsteuer und

eine grundlegende Reform des EEG.

Steuern, Abgaben und EEG-Umlage

treiben die Strompreise



So will Sachsens

Wirtschaftsminister

Sven Morlok (FDP) noch

höhere Strompreise

verhindern:



Rund die Hälfte des Strompreises entfällt auf Steuern und Abgaben:



•	 Abschaffung der Stromsteuer



30%



Strombeschaffung

Vertrieb



20%



•	 Stopp beim Bau weiterer

	 Ökostrom-Anlagen bis zur

	EEG-Reform



50%



Steuern und Abgaben

(u. a. EEG-Umlage,

Mehrwertsteuer,

Stromsteuer)



•	 Quotenmodell statt staatlich

	 garantierter Preise für

	 „grünen“ Strom

•	 Betreiber von Ökostrom	Anlagen am Netzausbau

	 finanziell beteiligen



Regulierte

Netzentgelt



W



enn der Stahl auf der

Walzstraße im Riesaer Stahlwerk bearbeitet

wird, ist er etwa 1.100 Grad heiß. Auf rund

300 Metern reihen sich die Walzgerüste in der riesigen Halle aneinander. Eine

Million Tonnen Stahlprodukte werden

bei FERALPI jährlich produziert. Dafür

wird Strom gebraucht, viel Strom. Und der

durchschnittliche Preis für Industriestrom

in Deutschland hat sich in den vergangenen zehn Jahren etwa verdoppelt. Vor

allem die hohen Subventionen für erneuerbarere Energien treiben die Preise. Das

Stahlwerk in Riesa kann nur bestehen,

weil es für besonders energieintensive Betriebe Ausnahmen bei der EEG-Umlage

gibt. Diese Umlage finanziert die massive

Förderung erneuerbarer Energien – und

das verteuert jede Kilowattstunde Strom,

die verbraucht wird.



Hohe Öko-Subventionen

treiben die Energiepreise

„Wenn wir keine Entlastung von der EEGUmlage hätten, wären wir aus dem Markt

katapultiert“, erklärt Frank-Jürgen Schaefer, Werksleiter bei FERALPI in Riesa.

„Im vergangenen Jahr hätten wir allein

für die EEG-Umlage 20 Millionen Euro



zusätzlich zahlen müssen. Das liegt sogar

über unserem Betriebsergebnis, dann wäre

der Gewinn komplett weg“, rechnet der

56-Jährige vor. Die Mehrkosten einfach auf

die Preise der Endprodukte draufschlagen,

das könne er nicht. „Die Hälfte des Bedarfs

an Betonstahl in Deutschland wird importiert. Da stehen wir in Konkurrenz zu ausländischen Anbietern“, erklärt Schaefer.

„Ohne die derzeit geltenden Ausnahmeregelungen wären unsere Arbeitsplätze hier

bedroht“, erklärt Schaefer. Insgesamt 580

Menschen arbeiten bei FERALPI in Riesa. Hinzu kommen zahlreiche Dienstleistungen rund um das Werk, von denen die

Region profitiert.



„EEG ist Planwirtschaft

und Schildbürgertum“

„Bei den Stromkosten ist das zumutbare

Maß längst erreicht – für Privathaushalte und für Unternehmen“, sagt Sachsens

Wirtschaftsminister, Sven Morlok (FDP).

„Die ständig steigenden Belastungen werden auch zum Nachteil für viele unserer Betriebe“, sagt Morlok. „Solange das

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in

Deutschland gilt und die Kosten immer

weiter explodieren, müssen die Erleichterungen für betroffene Unternehmen erhal-



gleichzeitig wieder Ausnahmen gibt. Das

hat mit Marktwirtschaft nichts zu tun, das

ist Planwirtschaft und Schildbürgertum“,

sagt Morlok.



Frank-Jürgen Schaefer ist

Werksleiter bei FERALPI in Riesa

ten bleiben“, betont Morlok. Im Freistaat

zählen dazu nicht nur klassische Metallbetriebe wie in Riesa, Gröditz oder Schmiedeberg – auch die Molkerei in Leppersdorf

und die Verkehrsbetriebe in Dresden und

Leipzig fallen darunter. Würden die Ausnahmen hier gestrichen, bekämen das alle

Kunden sofort durch höhere Preise zu spüren. Doch auch weniger energieintensive

Betriebe, das Handwerk und vor allem die

Privathaushalte leiden zunehmend unter

den steigenden Strompreisen. „Deshalb

brauchen wir eine grundlegende Reform

der Ökostrom-Förderung, um den weiteren Anstieg zu verhindern“, sagt Morlok.

„Es kann doch nicht sein, dass der Staat

durch Steuern und Umlagen horrende

Energiepreise verursacht, bei denen viele

Betriebe nur überleben können, wenn es



„Sofortige Entlastung der

Verbraucher wäre möglich“

Solche grundlegenden Änderungen waren

bei den Koalitionsverhandlungen von Union und SPD auf Bundesebene allerdings

kein Thema. „Da wird weiter am teuren,

bestehenden System herumgedoktert“, kritisiert Morlok. Dabei steht die nächste Erhöhung der EEG-Umlage beim Strompreis

zum 1. Januar 2014 bereits fest. Werksdirektor Schaefer hat das für FERALPI in

Riesa schon mal durchgerechnet. „Das

EEG würde uns dann theoretisch im Jahr

35 Millionen Euro kosten.“ Das wäre eine

Steigerung von 75 Prozent innerhalb von

zwei Jahren.



Er hat ein konkretes Alternativmodell

vorgelegt. Demnach sollen die Energieversorger lediglich eine bestimmte Quote an

erneuerbaren Energien in ihrem Strommix

nachweisen. Welche Art Ökostrom und

wo der erzeugt wurde, soll nicht vorgeschrieben werden. „Damit käme endlich

mehr Wettbewerb in ein bisher völlig planwirtschaftliches System hinein. Und am

Ende würden tendenziell effiziente Technologien, Standorte und Anlagengrößen

zum Zuge kommen. Bislang garantiert der

Staat für alle Betreiber feste Einspeisevergütungen, egal ob der Strom am Ende

überhaupt jemals abgenommen wird. Das

macht das Ganze unglaublich teuer – und

damit muss Schluss sein“, fordert Morlok.

Von einer solchen Reform des EEG würden am Ende Privatkunden und Unternehmen langfristig beim Stromspreis profitieren. „Aber auch eine sofortige Entlastung

der Verbraucher wäre möglich: durch die

Absenkung der Stromsteuer auf das europäische Mindestniveau, was quasi die Abschaffung in Deutschland bedeutet“, sagt

Morlok.



(Sachsens Wirtschaftsminister Sven Morlok, FDP)



der Windkraftbetreiber ihre üppigen – von

allen Verbrauchern durch die EEG-Umlage gezahlten – Renditen im Blick hat, aber



wir wollen die Anwohner und unsere

Kulturlandschaft vor einem Wildwuchs solcher Anlagen schützen.“



Die Betreiber von Solarund Windkraftanlagen

bekommen satte Profite,

alle anderen saftige Rechnungen. Das

ist so, als würde der Staat jedem Bäcker

so viele Brötchen abkaufen, wie er

backen kann – und die Kosten dafür

würden auf die Anwohner rund um

die Bäckerei umgelegt, egal ob die die

Brötchen essen wollen oder nicht.



Sachsen bekämpft Wildwuchs von Windrädern

Sie machen dumpfe Geräusche und

werfen weite Lichtschatten, und die

neueste Generation der Windräder ist

doppelt so hoch wie die Dresdner Frauenkirche: Windkraftanlagen sorgen

vielerorts in Sachsen für Ärger. Bis zu

186 Meter ragen die neuen grauen Maschinen in die Höhe. Und längst sorgen

sich nicht mehr nur die Menschen in

Regionen, die vom Tourismus leben, um

ihre Landschaft. Auch Hauseigentümer

fürchten um die Lebensqualität und

um den Wert ihrer Grundstücke. Doch

jetzt bekommen die über 30 sächsischen

Bürgerinitiativen gegen Windkraft politische Unterstützung aus dem Landtag.



„Wir nehmen den Widerstand sehr ernst,

denn schließlich geht es darum, unsere

Heimat und über Jahrhunderte gewachsene Kulturlandschaften zu schützen“, sagt

FDP-Fraktionschef Holger Zastrow. Er ist

selbst bereits bei zahlreichen Bürgerinitiativen unter anderem in Hartenstein und

Königshain-Wiederau vor Ort gewesen

(Foto). Und die FDP redet nicht nur, sie hat

in der Staatsregierung durchgesetzt, dass

die Ausbauziele für erneuerbare Energien

im sächsischen Klima- und Energieprogramm auf 28 Prozent begrenzt wurden.

Ein Erlass der Regierung legt zudem erstmals Mindestabstände von 1.000 Metern

zur umgebenden Wohnbebauung fest.



Außerdem ist der Bau von Windrädern in

sächsischen Wäldern grundsätzlich verboten. Dass diese Maßnahmen Wirkung

zeigen, musste jetzt sogar der Bundesverband Windenergie (BWE) einräumen.

„Die rechtlichen Rahmenbedingungen

für den Neubau von Windenergieanlagen in den sogenannten Vorrang- und

Eignungsgebieten werden immer strikter

und verhindern letztendlich den weiteren Ausbau der Windenergie in Sachsen

beinahe komplett“, beklagte Prof. Martin

Maslaton, sächsischer BEW-Landeschef.

Mitleid für die Profiteure der Windenergie hat FDP-Politiker Zastrow dagegen

wenig: „Mir ist völlig klar, dass die Lobby
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Grundlegender

Systemwechsel vollzogen

Sächsische Landtagsdiäten an den Erfolg des Landes gekoppelt



D



auerbrenner in den Medien

und Aufreger bei den Bürgern – die Frage, wie viel Geld

Abgeordnete für ihre Tätigkeit bekommen

sollen und wie diese sogenannten Diäten

berechnet werden, sorgt regelmäßig für

erhitzte Gemüter. Ein Grund: Jahrelang

gab es bei der Entwicklung der Abgeordnetendiäten in Sachsen nur eine Richtung:

steil nach oben. Die jeweilige Mehrheit im

Landtag erhöhte sich die Diäten scheinbar

nach Gutdünken mehr und mehr. Nicht nur

in der Öffentlichkeit stieß dies immer wieder auf heftige Kritik – auch die FDP beklagte die intransparente Aufwärtsspirale

immer wieder. Folgerichtig hatte die erste

Gesetzesinitiative der FDP-Fraktion nach

ihrem Wiedereinzug in den Sächsischen

Landtag im Herbst 2004 zum Ziel, den Diätenanstieg zu stoppen. Damals noch in der

Opposition, hatte die Initiative der Liberalen im Landtag allerdings bei allen anderen

Fraktionen keine Chance.



Grundlegender Systemwechsel

zu gerechten Diäten

Mehr noch, kurze Zeit später beschloss

die damalige schwarz-rote Regierungsmehrheit die automatische Koppelung der

Diäten an die Richter-Gehälter. Das hätte

beispielsweise im Jahr 2010 ein monatliches Plus von 414 Euro auf 5.249 Euro bedeutet. Für die FDP-Fraktion im Landtag,

seit 2009 regierungstragend, inakzeptabel.

Unter dem Eindruck der Auswirkungen

von Wirtschafts- und Finanzkrise und als

Solidarbeitrag in schwierigen Zeiten wurde zunächst gemeinsam mit der Unionsfraktion auf diese satte Erhöhung verzichtet und parallel ein neues Diäten-Modell

entwickelt. Das Ergebnis war viel mehr

als nur ein einmaliger Verzicht oder ein

weiteres hastig zusammengebasteltes Konstrukt für ein paar Jahre: Schwarz-Gelb

schaffte einen grundlegenden, weit über

die Legislaturperiode hinausblickenden



Systemwechsel hin zu einer gerechten und

transparenten Festsetzung der Diäten. Das

Einkommen der Volksvertreter ist seither

an objektive, für jedermann nachvollziehbare gesellschaftliche und wirtschaftliche

Erfolgskriterien gekoppelt. Nicht mehr die

Gehälter des öffentlichen Dienstes bestimmen die Steigerung der Diäten, sondern

die Entwicklung der Löhne und Gehälter

aller Branchen, des Bruttoinlandsprodukts

sowie des Rentenwertes im Osten und des

Arbeitslosengeldes II. Wenn es den Sachsen besser geht, profitieren auch die Abgeordneten. Wenn aber der Aufschwung gebremst ist, kann das auch Diätenkürzungen

bedeuten: Die wirtschaftliche Entwicklung

von 2008 auf 2009 auf die Jetzt-Zeit projiziert, würde dies beispielsweise ein monatliches Diäten-Minus von 22 Euro bedeuten. Zudem wurden die Leistungskriterien

bei den Diäten verschärft: Abzüge für die

Abwesenheit von Abgeordneten oder das

Fernbleiben von Abstimmungen wurden



erhöht. Wer sich beispielsweise an einem

Plenartag ohne gültige Beurlaubung nicht

in die Anwesenheitsliste einträgt, verliert

95 Euro (bisher: 61,36 Euro). Wer eine

Wahl verpasst, verliert 30 Euro (bisher:

20,45 Euro). Übrigens: Alle Mitglieder

der FDP-Fraktion im Sächsischen Landtag

spenden nach wie vor jeden Monat einen

Teil ihrer Diäten für karitative, soziale und

gemeinnützige Projekte. Inzwischen sind

so bereits über 130.000 Euro zusammengekommen und rund 130 Projekte in ganz

Sachsen unterstützt und gefördert worden.
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Völkerschlachtdenkmal:



„FDP hilft“

erwirbt Stifterbrief

Im Oktober 2013 begingen die Leipziger und Gäste aus aller Welt den 200.

Jahrestag der Völkerschlacht bei Leipzig. Das Völkerschlachtdenkmal erinnert an diesen Wendepunkt deutscher

und europäischer Geschichte. Neben

der eigentlichen Sanierung des Monuments war es unter Federführung des

„Fördervereins Völkerschlachtdenkmal“

auch gelungen, die weitläufigen Außenanlagen des Denkmals instand zu

setzen. Dieses Ziel wäre ohne das bürgerschaftliche Engagement des Vereins

nicht zu schaffen gewesen. Auch der

Verein „FDP hilft“ der 14 FDP-Landtagsabgeordneten hat dazu beigetragen

und einen Stifterbrief über 2.013 Euro

erworben.



Pünktlich zum 200-jährigen Jubiläum der Völkerschlacht saniert:

Das Völkerschlachtdenkmal in Leipzig. 2013 Euro spendete der FDP hilft e.V.



Mehr Infos unter: www.fdp-hilft.de



Holger Zastrow, Vorsitzender des

Vereins „FDP hilft“ (Bildmitte) bei der

Übergabe des Stifterbriefes im Sommer an Klaus-Michael Rohrwacher,

1. Vorsitzender des Vorstandes

„Förderverein Völkerschlachtdenkmal“

(l.), und Steffen Poser, Kurator Völkerschlachtdenkmal und Forum 1813.



Wir sind für Sie da!

1
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www.fdp-fraktion-sachsen.de



Wir, die 14 Abgeordneten der FDP-Fraktion, brauchen Sie! Wir brauchen Ihre Anregungen und Hinweise, Ihre Kritik und gern auch Ihren Zuspruch. Bitte sprechen Sie

uns an! Sie treffen uns zum Beispiel am 8. März 2014 bei der nächsten Veranstaltung der

Fortschrittsoffensive der FDP-Landtagsfraktion im Internationalen Congress Center Dresden. Kontaktieren Sie uns auch per Brief, Mail und Telefon.

7
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FDP-Fraktion im Sächsischen Landtag, Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 Dresden

Tel. 0351 4934700, Fax 0351 4934730, E-Mail fdp@slt.sachsen.de

1 Holger Zastrow/Dresden · 2 Torsten Herbst/Dresden · 3 Sven Morlok/Leipzig · 4 Kristin

Schütz/Görlitz · 5 Tino Günther/Seiffen · 6 Prof. Dr. Andreas Schmalfuß/Chemnitz · 7 Dr.

Jürgen Martens/Meerane · 8 Benjamin Karabinski/Freiberg · 9 Nico Tippelt/Glauchau ·

10 Anja Jonas/Markkleeberg · 11 Norbert Bläsner/Heidenau · 12 Dr. Hans-Jürgen

Schuster/Plauen · 13 Mike Hauschild/Bautzen · 14 Carsten Biesok/Dresden












        

  


      Download Neues Sächsisches Tageblatt 03

        


        Neues Sächsisches Tageblatt 03.pdf (PDF, 6.16 MB)

        

        Download PDF


        

    


  




        
  Share this file on social networks

  

  

  
    
      
    
     
  
    
      
    
     
  
    
      
    
     
  
    
      
    
  
  







        
  
  Link to this page

  


  Permanent link

    Use the permanent link to the download page to share your document on Facebook, Twitter, LinkedIn, or directly with a contact by e-Mail, Messenger, Whatsapp, Line..


  
  
  Copy link
  

  

  
      


      Short link

      Use the short link to share your document on Twitter or by text message (SMS)


      
        
          
          Copy link
        

      
      

  


  HTML Code

    Copy the following HTML code to share your document on a Website or Blog


  
  
    PDF Document Neues Sächsisches Tageblatt 03.pdf
    Copy code
  

  
  



  QR Code to this page

    

      [image: QR Code link to PDF file Neues Sächsisches Tageblatt 03.pdf]

      


      
  

  
  




This file has been shared publicly by a user of PDF Archive.

Document ID: 0000214398.

 Report illicit content





      

    

  













  
  
    
      
        
          [image: PDF Archive]
        

        
          2023 · 
          Legal notice · 
          Terms of use

          Privacy policy / GDPR ·

          Privacy settings ·

          Contact
          

          Report illicit content · 
          FR · 
          EN
        

      

    

  





















    